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Drucksache Nr. 1939 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen, dem nach- 
stehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung 
zu erteilen: 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Führung von Parteinamen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

S 1 

Politische Parteien haben einen Namen zu 
führen, der sie von anderen politischen Par- 
teien innerhalb des Gebietes der Bundes- 
republik Deutschland eindeutig unterscheidet, 

§ 2 

örtliche Gliederungen einer politischen 
Partei (Ortsverbände, Kreisverbände, Landes- 
verbände), die aus der überörtlichen Organi- 
sation dieser Partei ausschelden, verlieren mit 
ihrem Ausscheiden das Recht, den bisherigen 
Parteinamen, auch mit unterscheidenden Zu- 
sätzen, weiterzuführen. 

§ 3 

Führen bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zwei oder mehr politische Parteien den glei- 
chen oder einen verwechslungsfähigen Na- 
men, so ist nur diejenige Partei zur Weiter- 
führung ihres Namens berechtigt, die durch 
Abgeordnete im Deutschen Bundestag ver- 
treten ist. Ist keine der Parteien im Bundes- 
tag vertreten, so ist die Vertretung In einem 
Landtag oder, wenn auch eine solche nicht 
besteht, im Parlament eines Stadt- oder 


Landkreises entscheidend. Sind zwei oder 
mehr dieser Parteien in einem Land- oder 
Kreistag vertreten, so entscheidet die größere 
Zahl der für die Abgeordneten einer Partei 
abgegebenen Stimmen. 

§ 4 

Die Bestimmungen des Bürgerlichen Rechts 
über die Namensführung finden gegenüber 
den Bestimmungen dieses Gesetzes keine An- 
wendung. 

§ 5 

Der Bundesminister des Innern kann Aus- 
führungsbestimmungen zu diesem Gesetz er- 
lassen. 

§6 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. Es verliert seine Wirkung 
mit Inkrafttreten eines Bundesparteien- 
gesetzes. 


Bonn, den 13. Februar 1951 

Dr, Oellers 

Dr. Schäfer und Fraktion 
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